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Informationssystem 
für die Umwelt 

(pafl) - Die Regierung hat sich 
grundsätzlich für die Einrichtung 
eines Umweltinformationssystems 
in Liechtenstein ausgesprochen; mit 
den konzeptionellen Vorarbeiten ist 
das Landesforstamt beauftragt 
worden. 

In den verschiedenen Umweltbe-
reichen fallen dank der intensiven 
Untersuchungen im Verlaufe der 
letzten Jahre viele Einzeldaten an. 
Innerhalb der E G  sind derzeit Be­
strebungen im Gange, eine Euro­
päische Umweltdatenbank einzu­
richten, um den Zugang zu diesen 
für alle planerischen Massnahmen 
äusserst wertvollen Daten zu er­
leichtern. Die Teilnahme von Dritt­
staaten an diesem Projekt ist vorge­
sehen. So haben sich insbesondere 
die EFTA-Staaten seit Beginn der 
Diskussionen an der vollen Einbin­
dung sehr interessiert gezeigt. 

D e r  schnelle Zugriff zu umfassen­
den Basisdaten sowie zu Projektda­
ten in den Bereichen Wald, Wasser, 
Landschaft, Luft, Lärm, Boden 
oder Deponien ist heute nur er­
schwert möglich. Geplant ist des­
halb ein Verbund der verschiedenen 
Informationssysteme, welcher den 
Austausch von Umweltdaten zwi­
schen den einzelnen Ländern er­
leichtern soll. In Liechtenstein wer­
den derzeit im Auftrag der Regie­
rung die erforderlichen Abklärun­
gen für die Einbindung in das Kon­
zept eines integralen Umweltinfor­
mationssystems durch das Landes­
forstamt in Angriff genommen. 

Toto-Jackpot 
wurde gesprengt! 

Der  Jackpot unseres Fussball-To-
to-Wettbewerbes ist gesprengt! Der 
erste VOLKSBLATT-Toto-König 
und damit Gewinner von 700 Fran­
ken heisst Gerhard Lubrich aus Va­
duz! Her r  Lubrich schaffte in der 7. 
Runde, was vor ihm noch nieman­
dem gelang: Das Punktemaximum 
von 10 Treffern. Somit kommt die 
Gewinnsumme automatisch zur 
Auszahlung, und da Gerhard Lub­
rich überdies noch als alleiniger Ge­
winner dasteht, kann er die 700 
Franken in Empfang nehmen. 
Herzlichen Glückwunsch! 

Knapp geschlagen auf den Ehren­
plätzen landeten mit ebenfalls her­
vorragenden 9 Punkten Marco Ho­
henegger, Hintergass, Vaduz, und 
Martina Hoch, Grosser Bongert, 
Triesen. Sie erhalten immerhin 
noch ein kleines VOLKSBLATT-
Geschenk. In dieser 7. Runde war 
die Beteiligung mit über 300 (!) Ein­
sendungen wieder ausgezeichnet. 
A m  kommenden Wochenende 
geht's in Runde 8 wieder um 100 
Franken. 

Konferenz europäischer 
Erziehungsminister 

(pafl) - Auf  Einladung des türkischen 
Erziehungsministers findet vom 11. bis 
12. Oktober 1989 die 16. Europäische 
Erziehungsministerkonferenz in Instan-
bul statt. Liechtenstein wird an dieser 
Konferenz durch Dr. Josef Wolf, Leiter 
des Schulamtes, vertreten sein. 

Die Themen der Konferenz lauten: 
«Die Informationsgesellschaft - eine Her­
ausforderung für die Erziehungspolitik?» 
sowie die europäische Zusammenarbeit 
in Erziehungsfragen. 
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Schutz der Alpen durch eine Alpenkonvention fördern 
Unser Land, ist durch Regierungschef-Stellvertreter Dr. Herbert Wille an der Internationalen Alpenkonferenz in Berchtesgaden vertreten 

Gestern Montag begann in Berchtesga­
den die Internationale Alpenkonferenz, 
an der die Umweltminister der Alpen­
staaten auf Einladung von Bundesmini­
ster Klaus Töpfer Massnahmen gegen die 
zunehmende Bedrohung der Alpenregio­
nen beschliessen wollen. Liechtenstein ist 
an dieser Konferenz durch Regierungs­
chef-Stellvertreter Dr. Herbert Wille und 
Dr. Felix Näscher, Leiter des Landes-
forstamtes, vertreten. 

An der Konferenz sind neben den Um­
weltministern der Alpenstaaten Vertreter 
der  Kommission der E G ,  des EFTA-Se-
kretariats, des Europarates, der drei Al­
penarbeitsgemeinschaften, der Interna­
tionalen Alpenschutzkommission (CI-
PRA) sowie der Internationalen Union 
für die Erhaltung der Natur und der na­
türlichen Hilfsquellen (IUCN) anwesend. 

Heute offizielle Eröffnung 
Offiziell wird die Tagung heute Diens­

tag eröffnet. Bundesumweltminister 
Klaus Töpfer wird dabei eine Erklärung 
abgeben. In Berchtesgaden wollen die 
Regierungsvertreter und Experten der 
Alpenländer, der EG-Kommission, des 
Europarates, der . Alpenarbeitsgemein­
schaften und der Natur- und Umwelt­
schutzverbände gemeinsam diskutieren. 
Die Konferenz will am Mittwoch eine 

Resolution zum Alpenschutz verabschie­
den, auf deren Grundlage in den näch­
sten zwei Jahren die umfassende Alpen­
schutzkonvention erarbeitet werden soll. 
Mit Hilfe der Konvention sollen grenz­
überschreitende Belastungen der Alpen 
durch Verkehr und Tourismus einge­

dämmt sowie der Landschafts- und Na­
turschutz geregelt werden. 

Die UmWeltorganisationen Bund Na­
turschutz, Deutscher Alpenverein und 
Robin-Wood fordern ein Notstandspro­
gramm für die Sanierung der am stärk­
sten gefährdeten Bergtäler, die Organisa-

Leitbild für eine Alpenkonvention 
CIPRA legte ihre Vorstellungen zum Schutz der Alpen vor 

(G.M.) - Die Internationale Alpenschutzkommission (CIPRA) mit Sitz in 
Vaduz hat für die Tagung der Umweltminister in Berchtesgaden ein «Leitbild der 
Alpenkonvention» vorgelegt. Die CIPRA sieht in diesem Leitbild eine Vorstufe 
für die geforderte Alpenschutzkonvention, die nach ihren Vorstellungen bis 1992 
verwirklicht werden sollte. 

Die CIPRA macht in ihrem umfang­
reichen Leitbild deutlich, dass die ge­
meinsamen Probleme der Alpenstaaten 
im Rahmen einer verbindlichen Kon­
vention einer gemeinsamen Lösung zu­
geführt werden sollten. Völkerrechtlich 
verbindliche Verträge sind nach Auf­
fassung der CIPRA erforderlich, weil 
es für eine gemeinsame Politik zur Lö­
sung der anstehenden Probleme im Al­
penraum keine Vereinbarungen gibt." 
Eine Bilanz der bisherigen Arbeiten 
zeigten einen «hohen bis sehr hohen 

zusätzlichen Handlungsbedarf». 
Die Alpenkonvention ist nach dem 

Fahrplan der CIPRA bis spätestens 
1992. in zeitlicher Übereinstimmung 
mit der Schaffung des EG-Binnen­
marktes, zu verwirklichen. Im nächsten 
Jahr soll der Entwurf für eine Alpen­
konvention vorgelegt, im Jahr darauf 
an einer weiteren Ministerkonferenz 
beschlossen werden. Nach der Ratifi­
zierung durch die Alpenstaaten 1992 
müssten die finanziellen Grundlagen 
nach einer Art «Marshall-Plan» für die 
Alpen geschaffen werden. 

tionen fordern drastische Massnahmen 
wie den Umstieg vom Auto via Umwelt­
abgaben. In einem am Montag veröffent­
lichten, gemeinsamen «Verkehrswende-
Appell» an die Internationale Alpenkon­
ferenz in Berchtesgaden heisst es, gegen 
den «drohenden Kollaps des weltweit ein­
zigartigen Lebensraums Alpen» müssten 
unverzüglich Sofortmassnahmen veran­
lasst werden. 

Die Grenzen der Belastbarkeit der al­
pinen Ökosysteme und seiner Bewohner 
seien überschritten, heisst es im Appell. 
Vor allem der stark gewachsene Autover­
kehr bedrohe den alpinen Lebensraum 
«wie eine Lawine», «ungeheure Mengen 
von Luftschadstoffen» führten zum A b ­
sterben des Schutzwaldes, alleine im Be­
reich des Brennerpasses würde die U m ­
welt pro Strassenkilometer mit über 120 
Tonnen Abgasgiften belastet. 

Die UmWeltorganisationen fordern da­
her unter anderem neue Verkehrskon­
zepte zum Umstieg vom Auto auf öffent­
liche Verkehrsmittel durch die Einfüh­
rung einer «schadensrelevant hohen» 
Umweltabgabe auf die Mineralölsteuei 
und eine Schwerlastabgabe auf den Gü­
terverkehr. Nachdrücklich begrüssten die 
UmWeltorganisationen die «konsequente 
Haltung» Österreichs in Sachen Nacht­
fahrverbot. 

Eureka - audiovisuelle Medien 
Regierungsrat Wilfried Büchel an der europäischen Medienkonferenz 

Unter dem Vorsitz von Richard Biedermann, Leiter des Fürsorgeamtes, fand in der 
letzten Woche die 7. Vierländer-Studientagung «Armut im Reichtum» statt. Delegierte 
aus der Bundesrepublik, aus Österreich, der Schweiz und Liechtenstein diskutierten 
über Probleme der Armut, speziell im Zusammenhang mit der Wohnungsnot und vor 
allem in bezug auf  Frauen. (Bild: Beat Schürte) 

Tagung: Armut im Reichtum 
Abschluss der 7. Vierländer-Studientagung in Triesenberg 

(G.M.) - «Armut im Reichtum» war 
die Thematik der 7. Vierlander-Studien-
tagung, die in der letzten Woche in Trie­
senberg durchgeführt wurde. In drei Ar­
beitsgruppen wurden die Probleme der 
Wohnungsnot, der Langzeitarbeitslosig­
keit und der Überschuldung beleuchtet. 
Wie Richard Biedermann, Leiter des 
Fürsorgeamtes, zum Abschluss der Kon­
ferenz erklärte, hat die Studientagung 
auch aktuelle Bezüge zu unserem Land 
hervorgebracht, denn auch in unserem 
Land gibt es Leute, die mit wirtschaftli­
chen Problemen zu kämpfen haben. 

Die Studientagung, die unter dem Vor­
sitz von Richard Biedermann durchge­
führt wurde, schuf mit einzelnen Refera­
ten aus den Teilnehmerländern die 
Grundlage für die weiteren Diskussio­
nen. Im Vordergrund standen dabei die 
Konsequenzen für mögliche Handlungs­
modelle sowie Anregungen für alternati­
ve, effiziente Wege für soziales Handeln. 
Regierungsrat Dr. Peter Wolff hatte be­
reits in seiner Eröffnungsansprache dar­
auf hingewiesen, dass auf der  einen Seite 
steigender Wohlstand und wachsende so­
ziale Sicherheit zu beobachten sei, auf 
der anderen Seite aber auch Individuali­
sierung, Verarmung und Ausgrenzung. 
E r  wies auch darauf hin, dass es zuse­
hends schwieriger werde, die Mittel für 
die vielfältigen Leistungen aufzubringen, 
die der Bürger vom Staat erwarte. 

Aus Österreich lagen der  Studienta­

gung Grundlagen über die Wohnungsnot 
vor, während aus deutscher Sicht vor al­
lem auf den politischen Umgang mit Ar­
mut eingegangen wurde. Aus der Schweiz 
stand der Bericht über «Arme Frauen in 
der Schweiz», der von der Caritas vor 
kurzem herausgegeben worden war, zur 
Diskussion. Nach diesem Bericht ist ma­
terielle Armut von Frauen wahrscheinlich 
in einem viel grösseren Ausmass vorhan­
den, als dies allgemein angenommen 
wird. Frauen versuchen, heisst es im Be­
richt, ihre Armut nach Möglichkeit zu 
verstecken. Die wichtigste Ursache der 
Armut von Frauen liegt gemäss Untersu­
chungen in der Schweiz nicht überwie­
gend in der fehlenden oder mangelhaften 
Ausbildung von Frauen, sondern im der­
zeit mehrheitlich akzeptierten Familien-
und Frauenbild: Armut von Frauen trete 
häufig ein, wenn Frauen nicht oder nicht 
mehr am Einkommen des Partners oder 
an den hieraus abgeleiteten Versorgungs­
ansprüchen teilhaben können. 

Richard Biedermann, der als Leiter des 
Fürsorgeamtes die Studientagung organi­
siert hatte, wertete das Ergebnis der Ta­
gung als sehr positiv. Allgemein habe sich 
bei den Delegierten der vier Länder das 
Bewusstsein durchgesetzt, dass man sich 
um diese Probleme viel intensiver küm­
mern sollte. Vor  allem gelte es, den Poli­
tikern den Spiegel der Realität vor Augen 
zu halten, gleichzeitig müsse aber der 

.Versuch gemacht werden, Lösungsansät­
ze aufzuzeigen. 

(pafl) - Vom 30. September bis zum 
2. Oktober 1989 tagten in Paris die Ver­
treter von 26 europäischen Staaten und 
der Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften, um über die Zukunft der 
audiovisuellen Medien in Europa zu be­
raten. Liechtenstein war an dieser Mini­
stertagung durch Regierungsrat Wilfried 
Büchel sowie durch Dr. Daniel Ospelt 
vom Amt für Auswärtige Angelegenhei­
ten vertreten. 

Am vergangenen Montag wurde eine 
«Gemeinsame Erklärung zu EUREKA -
Audiovisuelle Medien» verabschiedet. 
GFemäss dieser gemeinsamen Erklärung 
ist eine Reihe von Massnahmen festzule­
gen, mit denen die nachstehenden Anlie­
gen geföredert werden sollten: 

• Entstehung eines transparenteren und 
dynamischeren audiovisuellen Marktes in 
Europa; 
• Einleitung von konkreten Massnah­
men und Kooperationsprojekten, die für 
die Zukunft der europäischen Industrie 
für audiovisuelle Programme einschliess­

lich ihrer technologischen Aspekte von 
Bedeutung sind, mit dem Ziel, die Krea­
tivität und Produktion der europäischen 
Unternehmen sowie deren Wettbewerbs­
fähigkeit zu fördern: 
• grösstmögliche Verbreitung der euro­
päischen Programme, Vervielfachung des 
innereuropäischen Austausches und Ver-
grösserung des europäischen Anteils am 
Weltmarkt; 
• Entwicklung und grösstmögliche Ver­
breitung der Produktion der europäi­
schen Länder mit geographisch und 
sprachlich beschränktem Raum; 
• den Einsatz der Technologien, insbe­
sondere im Bereich des hochauflösenden 
Fernsehens, bei der Produktion und der  
Ausstrahlung der audiovisuellen Pro­
gramme und Filme zu begünstigen. 

Auch für das Fürstentum Liechtenstein 
ist die Entwicklung im Medienbereich auf 
europäischer Ebene von besonderem In­
teresse, da eine grosse Zahl von europäi­
schen Programmen in Liechtenstein emp­
fangen werden können. 

Seit Juli rund 50000 DDR-Flüchtlinge 
Der Strom der Übersiedler aus Budapest hält weiter an 

München/Bonn/Warschau (AP) In den 
vergangenen drei Monaten sind annä­
hernd 50 000 DDR-Flüchtlinge aus Un­
garn sowie aus Prag und Warschau in der 
Bundesrepublik eingetroffen. Diese Zahl 
nannte am Montag der Bundesgrenz­
schutz in München. Von Sonntag bis 
Montag gelangten erneut 649 Übersiedler 
aus Ungarn über Österreich nach Bayern. 
In der Bonner Botschaft in Warschau 
wurden insgesamt bereits wieder 400 
neue Flüchtlinge registriert, in der Ver­
tretung in Prag hielten sich 20 bis 30 
Zufluchtsuchende auf. 

In Bonn hiess es, man stehe weiter in 
engem Kontakt zur polnischen Regierung 
und bemühe sich mit Ruhe und Diskre­
tion um eine humanitäre Lösung. Nähere 
Einzelheiten waren nicht zu erfahren. 
Die ungarische Grenzpolizei berichtete 
unterdessen, dass seit der Aussetzung des 
visafreien Reiseverkehrs zwischen der 
D D R  und der Tschechoslowakei die Zahl 
der  DDR-Flüchtlinge, die illegal aus der 
CSSR nach Ungarn gelangten, auf ein 
Minimun gesunken sei. Seit Öffnung der 
ungarisch-österreichischen Grenze vor 

rund vier Wochen seien aber insgesamt 
schon rund 30 000 DDR-Flüchtlinge an 
den Schlagbäumen registriert worden, 
sagte ein Sprecher der Grenzpolizei im 
Gespräch mit der ungarischen Nachrich­
tenagentur MTI. 
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